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Neue Strategie für die Schweizer Aussenwirtschaftspolitik:
Zu sehr auf die Interessen der Exportwirtschaft ausgerichtet
Der Bundesrat hat im Rahmen des Aussenwirtschaftsberichts 2004 die neue Strategie für die Schweizer Aussenwirtschaftspolitik verabschiedet. Diese Strategie, die vor allem die Interessen unserer Exporteure vertritt, misst der sozialen Verantwortung der multinationalen Unternehmen und den Auswirkungen der Marktöffnung auf die Beschäftigung nicht genügend Bedeutung bei.
Mit der neuen Strategie hat der Bundesrat im Grunde nichts anderes gemacht, als die derzeitige Ausrichtung der Schweizer Aussenwirtschaftspolitik schriftlich zu bestätigen. Es gibt eigentlich nichts Neues, mal abgesehen davon, dass die Verflechtung zwischen Binnenmarkt und Exportwirtschaft stärker hervorgehoben wird.  Die Schweizer Binnenmarktspolitik wird sogar zu einem Bestandteil der Aussenwirtschaftspolitik. Man vertritt den Standpunkt, dass eine erfolgreiche Aussenwirtschaftspolitik einen wettbewerbsintensiven Binnenmarkt voraussetzt. Das ist etwas übertrieben, wenn man bedenkt, dass die Schweizer Exportwirtschaft bisher trotz des auf dem Binnenmarkt herrschenden Protektionismus sehr wettbewerbsfähig war.  Dass die Strategie so sehr auf den Binnenmarkt setzt, hat auch damit zu tun, dass man dem Massnahmenpaket zur Wachstumsförderung mehr Gewicht verleihen möchte, um den Wettbewerb auf dem Schweizer Binnenmarkt zu verstärken.
Drei Aspekte der Aussenwirtschaftspolitik
Gemäss der Strategie sind die drei Aspekte der Aussenwirtschaftspolitik:
a) der Zugang zu ausländischen Märkten und die internationale Reglementierung,

b) die Schweizer Binnenmarktspolitik,
c) der Beitrag zur wirtschaftlichen Entwicklung in den Partnerländern.

Diese drei Aspekte sind so stark miteinander verknüpft, dass es sicher richtig ist, die Wirtschaftspolitik nicht in zwei strikt getrennte Bereiche (Aussen- und Innenpolitik) unterteilen zu wollen. Das macht keinen Sinn in einem Land, das so stark in die Weltwirtschaft eingebunden ist wie die Schweiz.
Aber auch wenn man mit dieser Sichtweise einverstanden ist, bleibt für den Bundesrat das Hauptziel der Strategie, den Schweizer Lieferanten uneingeschränkten Zugang zu den Märkten aller Länder zu gewährleisten. Es besteht also ein ziemlich deutlicher Widerspruch zwischen der Bemühung, die Handelsschranken zur Förderung der Exportwirtschaft bedingungslos niederzureissen, und dem Bestreben, zur wirtschaftlichen Entwicklung der Partnerländer beizutragen. Eine umfassende Marktöffnung ohne ausreichenden Schutz für die ärmeren Länder führt nämlich zu einem Zusammenbruch der lokalen Industrie, da diese die Konkurrenz der reichen Länder nicht verkraften kann.
Auch die Exporteure haben Verpflichtungen
Die Strategie hält zu Recht fest, dass die Aussenwirtschaftspolitik zur Aussenpolitik gehört und somit nicht nur die Interessen der Schweizer Wirtschaft im Ausland vertreten darf, sondern auch zur Förderung der Menschenrechte, zur Linderung der Armut und zum Umweltschutz beitragen soll. Leider bleibt die Strategie aber in diesem Punkt bei einer Grundsatzerklärung, während sie im Bereich der Marktöffnung eine Vielzahl von Zielen festlegt. Dabei sollte sie im Besonderen festhalten, welche Verpflichtungen die Exportwirtschaft erfüllen muss, um zu einer sichereren und stabileren Welt beizutragen (was schliesslich im Interesse der Exportwirtschaft liegt). Man könnte zum Beispiel von den Firmen, die vom Staat Exportrisikogarantien erhalten, verlangen, dass sie sich dazu verpflichten, die OECD-Richtlinien für multinationale Unternehmen einzuhalten (Empfehlungen der OECD-Staaten für ein verantwortungsvolles Verhalten der Unternehmen).
Die Beschäftigung wird von der Strategie völlig vernachlässigt
Es ist bedauerlich, dass die Strategie nicht auf die Beschäftigung eingeht.  Die immer mehr geförderte internationale Arbeitsteilung sowie der immer stärker werdende Einfluss Chinas und anderer Schwellenländer (Indien, Brasilien usw.) auf die Weltmärkte wirken sich auf die Beschäftigung auf der ganzen Welt und somit auch in der Schweiz aus. Die Strategie sollte wenigstens versuchen, die zukünftigen Auswirkungen der zunehmenden Marktöffnung auf die Beschäftigung in der Schweiz vorherzusehen und abzuschätzen, was für Arbeitsplätze in den nächsten Jahren in unserem Land geschaffen werden und bei welchen Arbeitsplätzen die Gefahr einer Streichung besteht. Mit solchen Informationen könnte man der laufenden Entwicklung vorgreifen und auf dem Arbeitsmarkt die nötigen Massnahmen treffen (berufliche Fort- und Weiterbildung oder Umschulung).
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